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Gebühren und Entschädigungen für die Führung einer Minderjährigenvormundschaft
Sachverhalt

Für zwei Jugendliche (1991 und 1989) musste im November 2004 eine Vormundschaft angeordnet werden, da innerhalb von 1 ½ Jahren beide Elternteile verstorben sind. Da mehrere Liegenschaften und liquide Mittel auf zahlreichen Konti vorhanden sind/waren, war die Führung der Massnahme in diesem ersten Jahr äusserst aufwändig. Auch die Suche nach einer geeigneten Pflegefamilie, intensive Begleitung und Unterstützung etc.

Die Massnahme wird vom Dienst X. geführt. Für die Zeit von Nov. 04 bis Dez. 05 wurde uns eine Rechnung von rund CHF 9'900.00 (inkl. Spesen) gestellt (Betrag ist in Ordnung). Nun stellt sich die Frage, ob dieser den Kindern mit einem Vermögen von rund CHF 792'000.00 belastet werden kann oder – da es sich um eine Kinderschutzmassnahme handelt – von der Gemeinde übernommen werden muss. Ausserdem steht eine Prüfungsgebühr von CHF 370.00 an. Hier stellt sich die gleiche Frage.

Erwägungen

1. Es stellen sich grundsätzlich drei Fragen.
a. Darf für die Führung einer Kindesschutzmassnahme eine Mandatsentschädigung zugesprochen werden?

b. Dürfen für vormundschaftsbehördliche Vorkehren zum Schutz von Kindern Gebühren erhoben werden?

c. Dürfen, wenn a) und/oder b) zu bejahen ist, die Auslagen dem Kindesvermögen belastet werden?


2. Das Kindesrecht des ZGB befasst sich in den Art. 307-312 und Art. 318-325 ZGB nur mit den eigentlichen Massnahmen des Kindesschutzes und mit der Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde, enthält aber keine Regeln über die Führung und Überwachung vormundschaftlicher Massnahmen. Diesbezüglich sind die allgemeinen Vorschriften des ZGB über die Vormundschaft massgeblich (C. Hegnauer, Die vormundschaftlichen Organe und das neue Kindesrecht, ZVW 1978 S. 23 Ziff. 5). Mit Bezug auf die Vormundschaft für Minderjährige (Art. 368 ZGB), welche bisher im Vormundschaftsrecht und nicht im Kindesrecht geregelt ist, besteht ohnehin kein Zweifel über die ergänzende Anwendbarkeit des Vormundschaftsrechts, namentlich der Bestimmungen über die Führung der Vormundschaft nach Art. 398-430 ZGB (Elfter Titel des ZGB). Damit gelten für die Entschädigung des Vormundes und des Beistandes - unbesehen dessen, ob es sich um eine Kindes- oder eine Erwachsenenschutzmassnahme handelt -  die Bestimmungen der Art. 416 und 417 Abs. 2 ZGB. Nach Art. 416 ZGB hat der Vormund Anspruch auf eine Entschädigung, die aus dem Vermögen des Bevormundeten entrichtet und von der Vormundschaftsbehörde für jede Rechnungsperiode nach der Mühe, die die Verwaltung verursacht, und nach dem Ertrag des Vermögens festgesetzt wird. Die Vormundschaftsbehörde hat dabei einen erheblichen Ermessenspielraum (BGE 5P.309/2002 vom 3.12.2002 in ZVW 2003 S. 161 ÜR 33-03; BGE 116 II 399). 

3. Mit den Gebühren lässt sich der Staat besondere, individuelle Dienstleistungen abgelten. Sie sollen den von einer bestimmten Person veranlassten Aufwand ganz oder teilweise decken (Häfeli/Müller, Allgemeines Verwaltungsrecht, 4. Auflage 2002, Rz 2626). Die Gebühren werden kantonal geregelt (vergl. den diesbezüglichen Verweis im Kindesrecht, Art. 314 ZGB, und im Vormundschaftsrecht Art. 373 und 397 ZGB), weshalb es auf das kantonale Recht ankommt, ob für die Verrichtungen der Vormundschaftsbehörden im Kindesschutzbereich Gebühren erhoben werden dürfen. 

Bezüglich der Gebührenerhebung zur Führung von Vormundschaften und Beistandschaften für Kinder besteht in der Gesetzgebung des Kantons Zug möglicherweise ein Widerspruch zwischen Ziff. 93-98 und Ziff. 114 des für die Gebührenerhebung massgeblichen Kantonsratsbeschlusses über die Gebühren in Verwaltungs- und Zivilsachen (Verwaltungsgebührentarif) vom 11. März 1974 (BGS 641.7), weil Ziff. 93-98 für die Anordnung, Aufhebung und Führung von vormundschaftlichen Massnahmen Gebühren vorsieht und dabei nicht unterscheiden nach Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen, also den Anschein erwecken, alle Vormundschaftssachen zu erfassen (so der Untertitel), während andererseits Ziff. 114 kategorisch alle Amtshandlungen zum Schutz von Kindern der Gebührenpflicht entzieht. 

Wenn nach dem Willen des Gesetzgebers Ziff. 114 vorgehen soll und dieser Ausschluss ausdrücklich mit all seinen Konsequenzen gewollt war, verbietet sich eine Gebührenerhebung. Aber auch wenn es sich um einen Widerspruch handelt und die Führung von Kindesschutzmassnahmen mit Ziff. 114 nicht gemeint war, darf nicht leichthin von einer Gesetzeslücke ausgegangen und die Gebührenpflicht für Kindesschutzmassnahmen aus Ziff. 93-98 heraus interpretiert werden. Vielmehr muss der Gesetzgeber den Mangel gegen sich gelten lassen (in dubio contra stipulatorem, im Zweifel gegen den, der den Wortlaut bestimmt hat) und sind solange keine Gebührenerhebungen möglich, bis die nötigen Ausführungsbestimmungen vorliegen. So oder anders dürfen nach meinem Dafürhalten deshalb zurzeit keine Gebühren im Bereich des Kindesschutzes erhoben werden. Auch wenn dies im Einzelfall stossend erscheinen mag, entspricht es bisherigem politischem Willen und gültiger Rechtslage.

Gemäss § 37 EG ZGB des Kantons Zug hätte der Regierungsrat die Möglichkeit, im Bereich des Kindesschutzes Gebühren festzulegen, er hat bisher aber darauf verzichtet (und lediglich zusammen mit dem Obergericht eine Verordnung zur Entschädigung von Prozessbeiständen nach Art. 146 ZGB erlassen, BGS 213.51). 


4. Die Voraussetzungen zur Anzehrung des Kindesvermögens sind im Bundeszivilrecht geregelt. Art. 319 ZGB erlaubt es den Eltern (und der Vormundin sowie der Vormundschaftsbehörde), die Erträge des Kindesvermögens, also insbesondere Sparzinsen auf Guthaben, für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes einzusetzen. Zudem dürfen gemäss Art. 320 Abs. 1 ZGB Abfindungen, Schadenersatz und ähnliche Leistungen in Teilbeträgen entsprechend den laufenden Bedürfnissen für den Unterhalt des Kindes verbraucht werden. Die Vormundschaftsbehörde kann zudem den Eltern oder, wenn die Verwaltung des Kindesvermögens der Vormundin obliegt, der Vormundin erlauben, auch das übrige Kindesvermögen in bestimmten Beträgen anzugreifen (Art. 320 Abs. 2 ZGB). Damit ist grosse Zurückhaltung zu üben, weil es nicht den gesetzgeberischen Intentionen entspricht, dass das Kind generell selbst für seinen Unterhalt aufzukommen habe, wenn die Eltern dazu ausserstande sind, sondern es soll besondern Verhältnissen damit Rechung getragen werden (z.B. ausserordentliche Kostendeckung für ausserordentlich aufwändiges Hobby). Wenn das vollwaise Kind aber wie hier über massgebliches Vermögen verfügt, erscheint es als vertretbar, in angemessener Weise auf Erträge und Substanz des Kindesvermögens zurückzugreifen, um die durch seine Erziehung und die Vermögensverwaltung entstandenen Administrativkosten begleichen zu können, und es findet sich in Art. 319 und 320 Abs. 2 ZGB auch eine hinreichende Rechtsgrundlage.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24. April 2006
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